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Liebe Freunde, 
 

rechtszeitig zum Hessentag in Stadtal-
lendorf liegt vor Euch die nunmehr vier-
te Ausgabe des neuen RCDS-Magazins. 

In diesem Heft haben wir wieder einen 
bunten Strauß aus Informationen aus 
dem Verband und politischen Stellungs-
nahmen für Euch zusammengepackt. 

 
Vom 28. Mai bis 6. Juni findet in Stadtal-
lendorf das  50. Hessenfest statt. Der 

RCDS hat zusammen mit JU und SU ei-
nen eigenen Stand. Sicher werden sich 
wieder interessante Gespräche ergeben 
und neue Mitglieder geworben. Allen 

Helfern schön jetzt einen herzlichen 
Dank von Seiten des Landesvorstandes. 
 

Einer der Schwerpunkte der folgenden 
Ausgabe wird  der Bologna-Prozess sein, 
den wir schon seit langem begleiten und 
in zahlreichen Eingaben bei Gesetzge-

bungsverfahren unsere Ansicht auch 
schon gegenüber der Landesregierung 
artikuliert haben.  Unser Landesvorsit-

zender Olaf Salg wird die wesentlichen 
Punkte der Diskussion zusammenfas-
sen. 
 

Auch wollen wir Diskussion um den Be-
stand der Staatsexamina im Hinblick auf  
die Einführung von Bachelor/ Master-

Abschlüssen durch den Bolgna-Prozess 
aufgreifen. Wir konnten hierzu Tom Zel-
ler, Bundesvorstandsmitglied der Jun-
gen Union für eine Stellungnahme ge-

winnen.  
 
Daneben widmen wir uns auch allge-

meinen politischen Themen. Marian Za-
chow wird zum Charme schwarz-grüner 
Bündnisse  auf lokaler Ebene Stellung 
beziehen. Christopher Lipp wird unter 

diesem Blickwinkel aus Hamburg be-
richten. 

 

 
Eure Redaktion: 
 
Stephan Klenner  

(Stellvertretender Landesvorsitzender) 
 
 
 

 
 
 

Alexander Krey 

(Stellvertretender Landesvorsitzender) 
 

 
 

 
 
 

 
 

PS: Eure Mithilfe ist erwünscht õ wer 
beim RCDS-_sys­{¡ ć^ú[ £¨~¦{¢¡÷  {§s¥?

beiten möchte, wendet sich bitte an Ste-
phan unter stephan@su-hessen.de oder 
Alexander unter akrey@stud.uni-

frankfurt.de 

Editorial 

Stephan Klenner 

Alexander Krey 
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Landesvorstand 2010 

 

Geburtstag: 05. September 1982 

  
Studium: Master of Laws (Medienrecht) 
und Informatik 

  
Funktion: Landesvorsitzender 
  
Gruppe: Darmstadt 

  
Andere Funktionen (in JU/CDU): Mit-
glied des CDU Landesvorstand Hessen, 

Beisitzer der CDU Froschhausen, Stv. 
Vorsitzender CDA Kreis Offenbach 
  
Mit wem ich niemals tauschen wollte: 

Jedem beliebigen Mitglied der Links-

Partei 
  
Hobbies: Gitarre (Kontert-, Wester- und 

E-Gitarre), Bass, Schlagzeug, Gesang, 
alle weitern schönen Künste, Philoso-
phie und Möbeldesign  
 

Politik ist Freude an Verantwortung 
und Verantwortung an der Freude  
 

Mein Lieblingszitat: ...und wenn ich 
wirklich wirklich bin, gibt auch das Da-
sein einen Sinn, gedacht ist meine Reali-
tät, wenn... (Eigenzitat) 

 

Geburtstag: 02. September 1982 
  

Studium: Doktorand der Rechtswissen-
schaft 
  

Funktion: Stellvertretender Vorsitzender 
  
Gruppe: Frankfurt 
  

Andere Funktionen (in JU/CDU): Stv. 
Kreisvorsitzender JU Maingau, Bezirks-
vorsitzender der JU Rhein-Main, Landes-

pressesprecher der JU Hessen, Stv. Frak-
tionsvorsitzender der CDU-Fraktion in 
Mühlheim 

 
Mit wem ich niemals tauschen wollte: 

Matthias Platzek, der als ehemaliger Bür-
gerrechtler wohl gegen sein Gewissen 
auf Druck der Bundes-SPD mit der SED-

Forsetzungspartei Die Linke koaliert 
  
Hobbies: Modelleisenbahn in der Spur 
2m, Aquaristik, Tuniertanz in Latein 

  
Politik ist die Kunst aus unvereinbaren 
Positionen Konsense zu schmieden 

  
Mein Lieblingszitat: Legibus idcirco om-
nes servimus ut liberi esse possimus. 
[Cicero, pro Cluentio 53, 146]  

>> Der neue Landesvorstand stellt sich vor 
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Landesvorstand 2010 

 

Geburtstag: 11. Juni 1989 

 
Studium: Rechtswissenschaft 
 

Funktion: Stellv. Vorsitzender 
 
Gruppe: Marburg 
 

Weitere Funktionen: Referent für Wis-
senschaf t  und  Kunst  im JU-
Landesvorstand, Kreisvorsitzender der 

JU Marburg-Biedenkopf,  stellv. Stadt-
verbandsvorsitzender der CDU Stadtal-
lendorf 
 
Mit wem ich niemals tauschen wollen: 

Mit einer Eintagsfliege õ dafür lebe ich 
zu gerne.  
 

Hobbies: Schwimmen, Fahrrad fahren 
und im Winter Ski-Fahren 
 
Politik ist die Chance, gesellschaftliche 

Interessen zu verbinden. 
 
Mein Lieblingszitat: ćis¦ ª{¥ zw¨§w 

tun, entscheidet darüber, wie morgen 
v{w iw~§ s¨¦¦{wz§3÷ :_s¥{w ©¢¡ Wt¡w¥-
Eschenbach) 

>> Der neue Landesvorstand stellt sich vor 
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Geburtsjahr: 1986  

 
Funktion: Landesschatzmeister 
 

Gruppe: Kassel 
 
Meine Ziele im Vorstand: 

 
Im Vorstand möchte ich erreichen das 

durch den RCDS Hessen die Studenten 
an den zuständigen Stellen mehr Gehör 
finden. 

 
Mit wem ich niemals tauschen wollen: 

 
Mit dem Präsidenten des StuPa in Kas-

sel. 
 
Mein bisher schönstes RCDS-Erlebnis: 

 
Die Bundesdelegiertenversammlung 

2009. Das war meine erste RCDS-
Veranstaltung und somit war ich das 
erste mal in meinem Studentenleben 

nicht unter Jusos. 
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Von Olaf Salg, Landesvorsitzender   

 
Wenn ein Thema die Hochschulpolitik 

der letzten Monate dominiert hat, so ist 
es sicherlich der Bologna-Prozess; also 
die Umstellung der Studienabschlüsse 

auf Bachelor und Master und damit ein-
hergehen die Anerkennung dieser Ab-
schlüsse europaweit.  
 

Die moderne Arbeitswelt stellt insbe-
sondere die junge Generation vor neue 
Herausforderungen. Im Jahr 1999 trafen 

sich 29 europäische Bildungsminister, 
um das europäische Hochschulwesen zu 
vereinheitlichen. Ziel war vorrangig, 
durch Schaffung eines konsekutiven 

Studiensystems die Mobilität und die 
internationale Anerkennung der Ab-
schlüsse zu gewährleisten. Hierdurch 
sollte der europäische Hochschulrah-

 w¡ ćx{§÷ xÑ¥ vs¦ DC@ \sz¥z¨¡vw¥§ yw?
macht werden. Nach über zehn Jahren 
ist es Zeit zu fragen, ob die Ziele er-

reicht wurden und gleichzeitig das Bo-
logna-System schonungslos zu evaluie-
ren. 
 

Viele junge Menschen werden an den 
Hochschulen unseres Landes ausgebil-
det, weshalb diese auch Orte der beruf-

lichen Chancen für die junge Generati-
on sind. Hierzu ist aber notwendig, die 
Studiengänge an die veränderte Berufs-
welt anzupassen, um den Übergang von 

der Hochschule in den Beruf so leicht 
wie möglich zu machen, da nur die we-
nigsten Absolventen in der Wissen-

schaft verweilen werden. Gleichsam 
müssen aber die Errungenschaften ei-
nes europäischen Hochschulrahmens 
stärker mit  den betroffenen Marktteil-

nehmern kommuniziert werden.  
 

Bedauerlich ist in diesem Zusammen-

zs¡y> vs¦¦ tw{ vw¡ ćY¢¢v b¥su§{uw-
Tw{¦£{w~w÷ vw¥ Z¢uz¦uz¨~¥w}§¢¥w¡}¢¡xw?
renz keine einzige Hessische Hochschule 
genannt wird. Dies unterstreicht noch-

mals die Notwendigkeit eines raschen, 
aber auch kohärenten Handelns.  
 

Der RCDS Hessen diskutiert zurzeit ei-
nen neuen Lösungsweg, den ich nun vor-
stellen möchte: Die zielgerichteten 
Hochschulabschlüsse! 

 
Hierbei dient der Bachelor-Abschluss als 
die allgemeine fachliche Qualifikation -  

berufsqualifizierend im breiten Spekt-
rum und europäisch zertifiziert. Der Mas-
ter-Abschluss dient sodann als Aufbau-
studium und vertiefende diese Kenntnis-

se weiter. Diese dient als Basis einer wis-
senschaftlich orientierten Berufsgestal-
tung. Das Diplom existiert als Zwischen-

schritt parallel und ist speziell für den 
nationalen Arbeitsmarkt angelegt. Es 
dient als optionaler Abschluss zusätzlich 
zum Bachelor- und Master-Angebot. 

 
Damit einhergehend muss die Regelstu-
diendauer für den Bachelor 6-8 Semes-

ter, für das Diplom 8-10 Semester und 
für den Master 4 (ab Erringung des Ba-
chelorgrades) betragen. Für die Regel-
studienzeit für Bachelor und Master (in 

Summe) soll die Höchstgrenze bei 12 
statt 10 liegen. Die Wahlfreiheit MUSS 
bei den Studenten liegen. Organisato-

risch kann dies durch die konsequente 
Modularisierung der Studiengänge ver-
wirklicht werden, ohne Mehrkosten zu 
generieren. So kann beispielsweise das 

Erringen der Module 1-3 zum Bachelor, 
die Module 1-4 zum Diplom und die Mo-
dule 1-5 zum Master des jeweiligen 

Fachs führen.  

Schwerpunkt 

PP T¢~¢y¡s> stw¥ ¢z¡w ]¼¦w3 

Olaf Salg 
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Generelle Vergleichbarkeit in einem sol-
chen System sollte realisiert und konti-
nuierlich ausgebaut werden, dennoch 
folgt der Entwurf dem Grundsatz: Nicht 

jeder Studiengang hat gleichen Ar-
beitsaufwand! Mut zur Differenzierung. 
Wenn mehr Arbeitsaufwand benötigt 

wird, muss dies auch in der Regelstu-
diendauer berücksichtigt werden. Daher 
~wz¡w¡ ª{¥ v{w ćCJB^b-Y~w{uz suzw¥w{÷ 
ab. 

 
Dem entsprechend ist es nötig eine Zu-
lassungsbeschränkung für Master-

Studiengänge einzuführen, da sonst der 
Bachelor nicht als Regelabschluss 
durchsetzbar wäre. Leider sind die Mög-
lichkeiten bei der (Neu-) Gestaltung der 

Studiengänge Begrenzt, so dass entwe-
der eine absolute Vergleichbarkeit oder 
eine Spezialisierung erreicht werden 

kann. Wir sprechen uns daher für eine 
Spezialisierung aus. Einzig diese ge-
währleistet ein konstantes Streben nach 
Verbesserung im Bereich von Forschung 

und Lehre. 
 
Um die Mobilität, die der Bolognapro-

zess als Ziel vorgibt sicher zu stellen, ist 
es viel bedeutsamer, die Anrechnung 
der im Ausland erworbenen ECTS-
Punkte ohne bürokratischen Aufwand 

zu gewährleisten. Zurzeit wird hier von 
Seiten vieler Fachbereiche den Studen-
ten eine unangemessene und kontra-

produktive Beweispflicht auferlegt, die 
in den meisten  Fällen unmöglich erfüllt 
werden kann. Zusätzlich sollten bei der 
Zulassung zu einem Masterstudiengang 

neben dem N.C. auch weiche Faktoren 
berücksichtigt werden. (Lebenslauf, per-
sönliche Gespräche etc.) 

 
Aber nicht  jeder Studiengang profitiert 
aus einer Zweiteilung. Nur dort, wo eine 
Teilung wirklich zu einer sinnvollen Er-

gänzung führt, darf dies geschehen. Ge-

rade die Bereiche Medizin und Rechts-
wissenschaften können nicht einer Regu-
lierungswut unterfallen, die zu tief in de-
ren Wesensgehalt eingreift und die Qua-

lität der Ausbildung über die Maßen ver-
schlechtert. 
 

Dennoch genügt es nicht einfach, die 
Studiengänge anzupassen. Eine Neuges-
taltung muss auch die Veränderung der 
Studienbedingungen mit sich bringen. 

Der wichtigste Punkt hierbei lautet: Fle-
xibilität des Studienverlaufs! 
 

Es ist notwendig, dass der Studienbeginn 
sowohl im SS als auch im WS möglich ist. 
:h¢¥~w¦¨¡yw¡ }Ì¡¡w¡ s¨uz {  \sz¥w¦?
rhythmus abgehalten werden, um reich-

haltigeres Angebot zu sichern). Nur in 
Ausnahmefällen sollte eine Einschrei-
bung ausschließlich im WS-Semester 

möglich sein. 
 
Eine pauschale Zwangsexmatrikulation 
lehnen wir ab. Es darf keine Studien-

höchstdauer geben, da diese ebenfalls 
nicht dem Grundsatz der Flexibilisierung 
entspräche. Der Regelstudienplan hat 

lediglich Vorschlagscharakter. Um einer 
Ausnutzung des Systems entgegen zu 
wirken, erfolgt die Regulierung über das 
BAföG. 

 
Da eine Europäisierung der Hochschulen 
viel eher über den Ausbau von Erasmus 

und ähnlichen Programmen geschehen 
kann, müssen diese Programme eine ver-
stärkte Förderung erfahren. Auch darf 
die Evaluation der aktuellen Studienbe-

dingungen regelmäßiger erfolgen, so 
dass nicht die Situation vergangener Jah-
re als Grundlage aktueller Stipendienver-

gaben dient. Damit Studenten zwischen 
allen europäischen Universitäten wech-
seln können, erfordert es ebenfalls einer 
Harmonisierung der Vorlesungszeiten 

Schwerpunkt 
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europaweit. Ohne eine solche Gleich-

schaltung nützt auch die bestmögliche 
Anpassung der Studiengänge wenig. 
Gemeinsam mit nunmehr 47 anderen 
europäischen Staaten hat sich Deutsch-

land verpflichtet, bis 2010 die Ziele der 
Bologna-Erklärung zu verwirklichen und 
den Aufbau eines europäischen Hoch-

schulraums voran zu treiben. Viele un-
serer europäischen Partner haben be-
reits mit einer breiten Neugestaltung 
ihres Hochschulsystems begonnen. 

Deutschland kann und darf sich diesem 
Wandel nicht entziehen, sollte aber im 
selben Zuge darauf achten, sein hervor-

ragendes Profil nicht zu verlieren.  Der 
RCDS will bei dieser Reform die Stimme, 
aber auch die Vernunft der Studenten 
darstellen. 

 
Auch würde eine echte Wahlfreiheit der 
Studienabschlüsse gerade dem Profil 

der Union entsprechen, da der Betroffe-
ne Student sicherlich selbst eine so 
weitreichende Entscheidung treffen 
muss. Die Union glaubt an die Eigenver-

antwortung des Individuums und hat 

dies zu einem Grundsatz ihrer Politik 

werden lassen. Wenige Entscheidungen 
wiegen schwerer für den Menschen, als 
die Wahl des Abschlusses unter dem er 
die nächsten 40 Jahre arbeiten möchte.   

 
Unser Wunsch nach einer Parallel-
Existenz des Diploms ist dabei keine Ein-

zelmeinung. Die TU9-Universitäten be-
}¥¼x§{y§w¡ ©¢¥ w{¡{yw¡ fsyw> ćvs¦¦ vw¥ 
s}svw {¦uzw Y¥sv ćV{£~¢ -
[¡yw¡{w¨¥÷ :ćV{£~@-[¡y@÷; s~¦ _s¥}w¡­w{?

chen deutscher Ingenieurausbildung er-
halten bleiben muss. Er ist ein sichtbares 
Zeichen der Vielfalt der Ingenieurausbil-

dung in Europa. Es wäre ein großer Scha-
den, diese Marke guter Ingenieurausbil-
dung als Alleinstellungsmerkmal im glo-
balen Wettbewerb der Universitäten auf-

­¨ywtw¡@÷ 
 
Gemeinsam können wir diese europäi-

sche Idee zielgerichtet umsetzen und 
y~w{uz­w{§{y ¨¡¦w¥ ć_svw {¡ Yw¥ s¡¬÷-
Profil erhalten. Hierfür werbe ich bereits 
heute um Eure Unterstützung. 

Schwerpunkt 

Impressum 
 

Das RCDS-Magazin L'Impulsion wird herausgegeben durch den Ring Christlich-
Demokratischer Studenten, Landesverband Hessen, Alfred-Dregger-Haus, Frankfur-

ter Straße 6 in 65189 Wiesbaden. 
 
Der Redaktion gehören Stephan Klenner als verantwortlicher Redakteur und Alexan-
der Krey an. Sie sind unter stephan@su-hessen.de oder Alexander unter 

akrey@stud.uni-frankfurt.de zu erreichen. Weitere Mitarbeiter aus den Reihen der 
Gruppen sind jederzeit herzlich willkommen. 
 

V.i.S.d.P.: Olaf Salg (Landesvorsitzender), zu erreichen unter der Adresse des Landes-
verbandes. 
 
Bildnachweise: CDU Hessen, RCDS 

 
Nachdruck und Vervielfältigung, auch auszugsweise, sowie die Speicherung und 
Verbreitung in elektronischen Medien bedürfen der schriftlichen Genehmigung des 

RCDS Landesverbandes Hessen. 
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// Contra  
 
Von Alexander Krey, Stellvertretender 

Landesvorsitzender 

 

Der Bologna-Prozess ist ohne Zweifel 

mit großen Chancen verbunden. Wenn 
die gemeinsame europäische Hoch-
schullandschaft Realität wird, sollte es 
für jeden Studenten einfach sein, die 

Hochschule in Europa zu wechseln und 
die Anerkennung der Abschlüsse sollte 
jenseits von Kleinstaaterei gewährleis-

tet sein. Doch machen wir uns nichts 
vor, bis dies alles Realität wird, dauert 
es noch. Derzeit sind wir weit von einer 
gemeinsamen Hochschullandschaft ent-

fernt; rein tatsächlich ist es aufgrund 
teilweise sehr unterschiedlicher curricu-
la in den modularisierten Studiengän-

gen gerade auch im Zeitalter von Bache-
lor/ Master schwer möglich, zu wech-
seln, wenn nicht sogar schwieriger als 
vorher. Darüber hinaus haben wir die 

international anerkannte Marke Magis-
ter und Diplom eingebüßt. Wieso soll-
ten wir also vorschnell in der Juristen-

ausbildungöähnliches trifft auf die Me-
dizin und Pharmaziestudien zuödas 
Pferd wechseln, ohne abzusehen, wie 
holprig der Weg werden wird?  

 Fakt ist, dass die Juristenausbil-
dung trotz aller Schwächen, die es si-
cherlich gibt, im Kern gut funktioniert. 

Wir sollten sie auch nicht schlechter re-
den, als sie tatsächlich ist. Dass das Ex-
amen nur mit Repetitorium zu bestehen 
wäre, ist ein Märchen. Vergegenwärti-

gen wir uns nochmals, um was es in der 
Juristenausbildung geht. Es sollen Men-
schen wissenschaftlich ausgebildet wer-

den, die später Teil der Rechtspflege 
werden, eine Aufgabe die für das Funk-

// Pro  
 
Von Tom Zeller, Mitglied im Bundesvor-

stand der Jungen Union und Leiter der 

Kommission Bildungspolitik 

 

Durch den im Jahr 1999 initiierten Bolog-
na-Prozess herrscht an den deutschen 

Hochschulen rege Betriebsamkeit: Viele 
Diplom- und Magisterstudiengänge wur-
den seitdem durch eine gestufte Stu-

dienstruktur mit den Abschlüssen Bache-
lor und Master ersetzt. In diesem Jahr 
sollen alle traditionellen Studiengänge 
umgestellt sein. In meinen Augen kann 

auch das Jura-Studium mit einer Umges-
taltung im Rahmen des Bologna-
Prozesses studentenfreundlicher werden 

õ vorausgesetzt, die Chancen, die darin 
liegen, werden erkannt und genutzt. 
Denn eines ist klar festzustellen, die Um-
stellung fand viel zu häufig unter dem 

_¢§§¢ ćS~§w¥ iw{¡ {¡ ¡w¨w¡ euz~¼¨uzw¡÷ 
statt.  
 Im Augenblick gestaltet sich die 

Juristenausbildung wenig einheitlich und 
die Jura-Abschlüsse sind weder zwischen 
den Universitäten noch den Bundeslän-
dern ohne weiteres vergleichbar. Wenn 

zur Zeit suggeriert wird, ein Staatsex-
amen beispielsweise in Rheinland-Pfalz 
werde unter denselben Voraussetzungen 

erbracht wie in Berlin, hat das mit den 
Realitäten in Deutschland wenig zu tun. 
Mit den Bachelor- bzw. Masterabschlüs-
sen würde dieser Realität Rechnung ge-

tragen. Ebenso kann es nicht Sinn eines 
Ausbildungssystems sein, dass man die-
ses nur mit Hilfe von õ zumeist sogar au-

ßeruniversitären õ Repetitorien beste-
hen kann (wenn überhaupt). Wenn heute 
angehende Juristen rund acht Jahre lang 
studiert haben und die Abschlussprüfung 

Schwerpunkt 

>> Umstellung Bachelor õ Master bei Jura  

Tom Zeller 

Alexander Krey 
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Schwerpunkt 

tionieren eines  (Rechts)staates essen-

tiell ist. Genau dieser Funktion wird die 
Juristenausbildung in der jetzigen Form 
gerecht. Der Staat wacht mit seinen Ex-
amina über die Qualität der Absolven-

ten im ureigenem Interesse. Darf man 
dann nicht auch erwarten, dass die Prü-
fungen hart aber fair sind, wenn man 

bedenkt, was auf dem Spiel steht? 
 Was brächte uns ein Umstellung 
auf das Bachelor/ Master-System. Zum 
einen verlören wir eine weitere Marke 

neben dem Diplom (das amerikanische 
Universitäten nun wiederbeleben möch-
ten!) und dem Magister. Denn die be-

standenen Staatsexamina stehen nicht 
nur in Deutschland für Qualität.  Zum 
anderen würde der Staat, wenn die Uni-
versitäten die Prüfungen vollumfänglich 

organisieren und abnehmen, seine Kon-
trollfunktionen stark einbüßen, die, ich 
betone es nochmals, im Interesse einer 

funktionieren Rechtspflege bestehen.   
 Ein Vorteil könnte sein, Studen-
ten, die nach dem Studium das 
Staatsexamen im 2. Versuch nicht be-

stehen, einen Abschluss, den Bachelor, 
an die Hand zu geben. Doch was bräch-
te dies? Welchen juristischen Beruf soll 

ein Bachelor of Law ausüben, wenn es 
doch auch genügend Absolventen mit 1 
oder 2 Examen gibt (die sog. Juristen-
schwemme)? Wahrscheinlich gibt es kei-

nen, sodass dieser Vorteil ein vermeint-
licher ist. Nicht jeder Studiengang eig-
net sich zur Zweiteilung! 

 Auch das oft in Feld geführte Ar-
gument der Verkürzung der Studienzeit 
ist bei Lichte betrachtet keins.  Wenn 
regelmäßig der Master (wie übrigens in 

den bereits umgestellten Studiengän-
gen auch) erst ein Berufsleben eröffnet, 
reden wir von mindestens 6, eher von 7 

oder 8 Semestern und sind damit nahe 
an der jetzigen Regelstudienzeit.   
 Ohne erkennbaren Vorteile aber 
brauchen wir keine Umstellung! 

nicht bestehen, wird ihnen kein Hoch-

schulabschluss angerechnet. Ganz zu 
schweigen davon, dass das Erste 
Staatsexamen für die meisten Juristen 
immer nur die halbe Ausbildung ist. Ge-

rade weil die Ausbildung nicht nur stu-
dentenfreundlicher und effizienter orga-
nisiert werden könnte, sondern auch weil 

Studenten nach Jahren des Studiums und 
einer erfolgreichen Abschlussprüfung 
auch einen ersten Abschluss erhalten 
würden, plädiere ich für eine Anpassung 

der juristischen Ausbildung.  
 Nach dem Bachelor-Abschluss be-
steht außerdem die Möglichkeit, Master-

studiengänge verwandter Fachrichtun-
gen zu belegen. Die neuen Abschlüsse 
erleichtern also den Wechsel in ein ande-
res Studienfach oder sogar in ein anderes 

europäisches Land, um deren Rechtssys-
tem kennenzulernen. Etwas, das in der 
juristischen Ausbildung bisher kaum vor-

kommt, aber sich in anderen Studienfä-
chern bewährt hat. 
  Vs {§ ¦{uz g¡{©w¥¦{§¼§w¡ ¨¡v ­¨?
künftige Arbeitgeber ein ausführliches 

Bild über die Studienverläufe und -
inhalte der Hochschulabsolventen ma-
chen können, müssen sich aber nicht nur 

die Abschlussbezeichnungen, sondern 
auch die Inhalte an die Praxis anpassen. 
In der Wirtschaft wird bereits heute 
rechtlicher Sachverstand ohne zwei 

Staatsexamina nachgefragt õ Stichwort 
ćbs¥s~wys~÷@ 
 Zum Schluss: Lasst doch einfach 

die Studenten entscheiden. Wenn Uni-
versitäten die traditionellen deutschen 
Jura-Abschlüsse erhalten möchten, soll-
ten diese nicht an Anerkennung verlie-

ren. Wenn aber Universitäten die Juris-
tenausbildung umstellen möchten, soll-
ten wir ihnen die Chance dazu geben und 

gleichzeitig einfordern, die Studieninhal-
te ebenfalls anzupassen. Dann entschei-
det der Student eigenverantwortlich, wo 
und was er am liebsten studieren möch-
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Schwarz-Grün ist in aller Munde. Grund 

dafür ist nicht zuletzt, dass den Regie-
rungen in Hamburg und an der Saar, in 
denen CDU und Grüne miteinander wir-
ken, zahlreiche erfolgreiche kommunale 

Kooperationen vorausgingen. Seit fast 
zehn regiert auch im Landkreis Marburg
-T{wvw¡}¢£x w{¡w ć\s s{}s b~¨¦÷ õ Koali-

tion aus CDU, Grünen, FDP und Freien 
Wählern. Die letzten vier Jahre wurde 
v{w ć¦uzªs¥­-grün-yw~tw÷ Wzw ©¢¡ ¨¡¦w?
rem ehemaligen RCDS-Landeschef Ma-

rian Zachow miterlebt und mitgestaltet. 
Er zieht daraus acht gute Gründe für 
schwarz-grün. 

Vorweg schicken will ich, dass wenn ich 
hier acht gute Gründe für Schwarz-Grün 
auf kommunaler Ebene nenne, das nicht 
ausschließt, dass das auch eine gut 

denkbare Konstellation auf Landesebe-
ne sein könnte. Vielmehr liegt es in der 
Logik solcher Koalitionskonstellationen, 

sofern sie sich auf lokaler Ebene bewäh-
ren, dass man mindestens darüber nach-
denkt, ob sie auch auf Landesebene 
Sinn machen.  

 
(1) Auf kommunaler Ebene ýberwie-

gen die Schnittmengen die ideologi-

schen Konflikte  

Es gehört zu den erstaunlichen Befun-

den von lokalen Koalitionen mit Beteili-
gung von CDU und Grünen, dass sich 
erstaunliche Schnittmengen zeigen: 
Dies gilt für die Wirtschaftspolitik, bei 

deren  kommuna len  Haupt fe ld 
ći{¥§¦uzsx§¦xÌ¥vw¥¨¡y÷ ¦wz¥ zs¥ ¢?
nisch und konstruktiv zusammengear-

beitet werden kann. Auffällig sind die 
Schnittmengen auch in der Sozialpolitik: 
Grünen wie Schwarze, so zeigt sich je-
denfalls bei uns, sind gemeinsam darum 

bemüht, moderne und innovative Sozial- 

und Jugendpolitik zu gestalten: Statt be-
stimmte Klientel zu bedienen und deren 
Besitzstände zu bewahren, setzen beide 
auf eine Politik, die den  Menschen neue 

Chancen eröffnet und die fördert und 
zugleich zur Mitwirkung motiviert. Ver-
bindend ist dabei zwischen Grün und 

Schwarz auch das Vertrauen auf das 
Prinzip der Subsidiarität. Das macht eine 
innovative, moderne Sozial- Jugend- und 
auch Arbeitsmarktpolitik möglich, bei 

der es kaum Streit gibt. 
Hier liegt der entscheidende Vorteil lo-
kaler schwarz-grüner Konstellationen: 

Die Fragestellungen, bei denen sich Ge-
meinsamkeiten entdecken lassen, ma-
chen vor Ort einen großen Teil der Poli-
tik aus, während die klassischen ideologi-

schen Fragestellungen eher selten blei-
ben: Weil es vor Ort halt nicht um Öko-
steuer, Einheitsschule oder Flughafen-

bau geht, lässt sich sehr harmonisch mit 
den Grünen zusammenarbeiten.  
 
(2) Selbst der Streit ist eine Chance  

Streit innerhalb der Koalition ergibt sich 
meistens nur dann, wenn es um Stellung-
nahmen zu landes- und bundespoliti-
schen Themen geht oder bestimmte Ent-

scheidungen übergeordneter Ebene Fol-
gen für den Landkreis haben. Dann bre-
chen mitunter Grundsatzfragen oder 
ideologische Konflikte auf, die zu Streit 

zwischen den Partnern führen (wobei 
diese sich häufig vor allem in der Stim-
mung der Basis spiegeln, während die 

jeweiligen Funktionsträger in dem Wis-
sen darum, dass solche Fragen eben 
nicht spezifisch kreispolitisch sind, hier 
meist sehr viel mehr Gelassenheit zei-

gen). Aber auch hier erweist sich diese 

Quo vadis CDU? 

>> Vom schwarz-y¥Ñ¡w¡ Uzs¥ w s¨x  
lokaler Ebene 

Marian Zachow 
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 Koalitionskonstellation durchaus mitun-

ter als chancenreich: Seitdem wir eine 
gewisse Routine entwickelt haben, bei 
solchen landes- und bundespolitischen 
Abstimmungen die Abstimmung frei zu 

geben und damit den Koalitionspart-
nern ein unterschiedliches Agieren in 
solchen Grundsatzfragen zu eröffnen, 

demonstrieren wir nach außen, dass wir 
durch solche landespolitischen Fragen 
das inhaltlich Verbindende nicht kaputt 
machen lassen und machen zugleich 

nach außen deutlich, dass es  uns vor 
Ort um bürgernahe und konkrete Lö-
sungen und nicht um landespolitische 

Schattengefechte und ideologische Kra-
wallschlägerei geht. Das kommt bei den 
Menschen durchaus an. 
  
(3) Schwarz-grýne Koalitionen vertie-

fen die gesellschaftliche Vernetzung 

Es gehört zu den Besonderheiten einer 
solchen noch immer eher ungewöhnli-
chen Konstellation, dass Grüne und 

CDU jeweils ganz unterschiedliche Ver-
netzungen und Kontakte haben und 
auch ihre Aktiven ganz unterschiedliche 

Schwerpunkte haben: Um es nur holz-
schnittartig zu fassen: In der Union sind 
oft Unternehmer und wirtschaftsnahe 
Akteure stärker repräsentiert, während 

Soziale Berufe in den Reihen der Grü-
nen gut vertreten sind. Häufig ist die 
Union entsprechend gut mit der Wirt-

schaft vernetzt, während die Grünen ein 
breites Netz zu sozialen Verbänden und 
Bürgerinitiativen haben. Gemeinsames 
Regieren trägt dazu bei, dass man auch 

auf die je anderen Verbände und Inte-
ressengruppen zugeht und eröffnet die 
Chance, im Kontakt mit Bürgern und 

Verbänden ungleich vielseitiger zu agie-
ren. Bei uns in Marburg-Biedenkopf je-
denfalls ist auch die CDU weitaus bes-
ser mit sozialen Verbänden und Initiati-

ven vernetzt, seitdem wir mit den Grü-
nen koalieren.  

(4) Der kooperative Wettbewerb wird 

zum Motor für gute Ideen  

Zugleich weitet die Koalition auch inhalt-

lich den Blick: Im Sinne eines guten Ge-
lingens der gemeinsamen Regierung ver-
sucht man sich zumindest punktuell auch 

auf den Blickwinkel des anderen einzu-
lassen: Dadurch kann man aber auch 
neue Themen und Fragestellungen ent-
decken. Man tritt in einen inhaltlichen 

Ideenwettbewerb mit dem jeweiligen 
Koalitionspartner ein, der zum Motor für 
Innovation und gute politische Lösungen 

wird. Das gelingt sogar mitunter auf den 
vermeintlich klassischen Themenfeldern 
des Anderen. Nur ein Beispiel: Es hat un-
¦w¥w¡ ]¢s~{§{¢¡¦£s¥§¡w¥ ćV{w Y¥Ñ¡w¡÷ 

schon sichtlich überrascht, dass wir als 
CDU das vermeintlich eher grüne Thema 
ć]¨~§¨¥¦w¡¦{t~w S~§w¡z{~xw÷ w¡§vwu}§ ¨¡v 

auf die Agenda gesetzt haben. Damit 
konnten wir das Thema in unserem poli-
tischen Sinne forcieren õ und gleichzei-
tig hohe Anerkennung in der Fachwelt 

ernten.  
 
(5) (Vermeintlich) grýnen Gedanken 

kommt vor Ort auch bei CDU-Wählern 

an 

Einen anderen spannenden Effekt zeigt 
die gemeinsame Koalitionserfahrung: 
Manchmal bringen die Grünen nämlich 
Bedenken vor, die durchaus auch an der 

Basis der Union geteilt werden. So zeigte 
sich etwa bei einem Streit um ein Gen-
technik-Versuchsprojekt, dass die von 

den Grünen vorgebrachten Bedenken 
durchaus von manchen CDU-Mitgliedern 
und -Anhängern geteilt wurden. Der in 
dieser Situation gefundene Kompromiss 

zwischen CDU und Grünen hatte also 
nicht nur den Charme, dass beide Koaliti-
onspartner damit gut leben konnten, 

sondern dass dieser Kompromiss auch an 
der CDU-Basis durchaus zustimmungsfä-
hig war. Auch in der Energiepolitik zeigt 
sich übrigens, dass eine Schwerpunktset-

Quo vadis CDU? 
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zung auf kommunale Förderung erneu-

erbarer Energien, die zu einem Schwer-
punktprojekt unserer Koalition gehört, 
längst nicht nur bei grünen Wählern an-
kommt, sondern durchaus auch in unse-

rer Wählerschaft honoriert wird.  
 
(6) Das menschliche Miteinander funk-

tioniert  

W e n n  i c h  n a c h  e i n e m 

ćW¥x¢~y¦ywzw{ ¡{¦÷ xÑ¥ ¨¡¦w¥w ]¢s~{§{¢¡ 
gefragt werde, antworte ich meist mit 
dem guten menschlichen Miteinander õ 

und zwar nicht nur zwischen Schwarz 
und Grün, sondern zwischen den Abge-
ordneten aller beteiligten Koalitions-
partner. Nun wäre es ein leichtes, das 

alles darauf zurückzuführen, dass in 
Marburg-Biedenkopf zufällig besonders 
nette Menschen zusammengekommen 

sind. Es gibt aber wohl auch strukturelle 
Aspekte, die dazu beitragen: Schon die 
Entscheidung für Schwarz-Grün setzt 
voraus, dass man sich nicht nur auf an-

dere Politikentwürfe einlässt und bereit 
ist, in dieser Hinsicht Vorurteile über 
Bord zu werfen, sondern auch sich ge-

genseitig von Klischees lösen muss. Die 
Grünen sind eben nicht die sozialro-
mantischen Ökos in Birkenstock-
Anzügen und die Schwarzen sind eben 

doch nicht nur erfolgsorientierte Sozia-
listenfresser in dunklen Armani-
Anzügen: Wenn man aber diese Offen-

heit in die Zusammenarbeit in einer Ko-
alition einbringt, dann kann eine solche 
Zusammenarbeit ein menschlicher Ge-
winn für alle Beteiligten werden. Weil 

man andere Lebens- und Politikentwür-
fe wertschätzen lernt und sich durchaus 
auch davon anregen lässt: Davon kön-

nen letztlich alle profitieren. Gleichzei-
tig führt diese Verschiedenheit aber 
auch dazu, dass man wirklich miteinan-
der redet und arbeitet, statt sich in 

ideologischem oder prestigewahrenden 
Yw£~¼¡}w~ ¢vw¥ ćeuzs§§w¡ywxwuz§w¡÷ ­¨ 

verlieren.  

 
(7) Schwarz-Grýn býrgt fýr Qualitåt Ĕ 

weil man zum Erfolg verdammt ist.  

Es wird õ jedenfalls wenn beide Parteien 
ihre Grundlagen nicht gänzlich verwäs-

sern  - auch in Zukunft noch ungewöhn-
lich sein, wenn zwei õ trotz aller auf 
kommunaler Ebene sichtbaren Nähen õ 
so unterschiedliche Partner miteinander 

regieren. Das bringt gewisse Vorbehalte, 
Misstrauen und Sorgen mit sich: Auf Sei-
ten der Basis wird es immer eine mehr 

oder weniger starke Gegnerschaft gegen 
eine solche Konstellation geben. Genau 
das ist aber eine Chance, denn diesen 
Vorbehalten können sowohl CDU als 

auch Grüne nur entgegentreten, wenn 
die ungewöhnliche Koalition ungewöhn-
lich erfolgreich ist. Das kann zum Motor 

für gute Politik werden, weil man nur mit 
guter Sacharbeit die Zweifler und Kriti-
ker überzeugen kann.  
 
(8) Mit Schwarz-Grýn kann man Wah-

len gewinnen.  

Es ist ein Klischee, dass Koalitionen mit 
schwarz-grüner Beteiligung zu Stimmen-
verlusten bei Wahlen führen oder nur die 

Grünen davon  profitieren. Dagegen 
sprechen die Wahlergebnisse in unserem 
Landkreis: 2001 õ vor der erstmaligen 

Zusammenarbeit zwischen CDU, Grü-
nen, FDP und Freien Wählern õ erreichte 
die CDU bei der Kommunalwahl 38,3%, 
die Grünen 8,6%, die FDP 3,9% und die 

FW 3,8%. Im Jahre 2006 kam die CDU 
auf 39,6% (und konnte mit über 3% Vor-
sprung erstmals seit langem vor der SPD 

stärkste Kraft werden), die Grünen auf 
J>K7 ¨¡v XVb ¨¡v X¥w{w i¼z~w¥ s¨x |w 
4,0%. Somit haben alle Partner hinzuge-
wonnen. Außerdem konnte die CDU 

zweimal mit hervorragenden Ergebnis-
sen die Landrats-Direktwahl gewinnen. 

Quo vadis CDU? 
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Von Christopher Lipp, Landesvorsitzender  

der Schüler-Union Hessen 

 
Nach zwei Jahren schwarz-grüner Regie-
rung in Hamburg ist es an der Zeit eine 

kurze Zwischenbilanz der Arbeit des 
ersten Regierungsbündnisses aus CDU 
und GAL (Grüne Alternative Liste) auf 

Landesebene zu ziehen. 
Für viele Parteistrategen innerhalb der 
Union war diese erstmalige Zusammen-
arbeit mit den Grünen auf Landesebene 

ein Feldversuch und Praxistest mit Sig-
nalwirkung für weitere schwarz-grüne 
Bündnisse in anderen Bundesländern 

oder sogar auf Bundesebene. 
Zunächst gab es große Zustimmung für 
diesen ersten Testlauf in der Union, 
auch da man sich auf Dauer nicht mehr 

nur auf die FDP als exklusiven Koaliti-
onspartner beschränken wollte. Man 
sah viele Gemeinsamkeiten zwischen 

CDU und Grünen, die zweifellos in eini-
gen Politikfeldern vorhanden sind und 
übersah dabei allzu leicht die trennen-
den Elemente, welche Konflikte hervor-

rufen könnten. 
Von dem anfänglichen Glanz und der 
großem innerparteilichen Zustimmung 

ist man derzeit allerdings wieder weit 
entfernt und selbst in neuesten Umfra-
gen hat das schwarz-grüne Regierungs-
bündnis die Zustimmung der Bevölke-

rung verloren 
Vor allem der fortwährende und inten-
siv ausgetragene Konflikt über die 

Schulpolitik in Hamburg hat dem Bünd-
nis massiv geschadet. 
Die Hamburger CDU hat dabei mit hef-
tigen Gegenwind aus den eigenen Rei-

hen zu kämpfen, seitdem das Bildungs-

ressort den Grünen zugesprochen wurde 
und die grüne Schulsenatorin Christa 
Goetsch  mit ausdrücklicher Billigung 
der CDU eine umfangreiche Schulreform 

in der Hansestadt anstieß. 
Bildungs- und Schulpolitik, einst Kern-
kompetenz der Union, wird bei den Re-

gierungsbildungen unter Beteiligung der 
CDU auf Landesebene leider immer 
mehr zur bloßen Verhandlungsmasse 
degradiert und muss oftmals für Kom-

promisse dem Koalitionspartner gegen-
über herhalten. Es ist deshalb nicht ver-
wunderlich, dass bei allen neuern Regie-

rungsbildungen unter CDU-Beteiligung 
auf Landesebene das Bildungsressort 
stets dem Koalitionspartner zufiel. Klar 
ist, dass Bildungs- und Schulpolitik kein 

einfaches Politikfeld ist und seit jeher ein 
umkämpftes Ressort war. Jedoch gibt es 
kaum ein wichtigeres Politikfeld als Bil-

dung, da von einer guten Bildungspolitik 
maßgeblich die Zukunft unserer Gesell-
schaft und unseres Landes abhängt und 
die Union als Volkspartei nicht den An-

spruch auf Gestaltung und Weiterent-
wicklung der Bildung und Ausbildung 
verlieren sollte. 

Wirft man einen Blick nach Hamburg zu-
rück, so kann man den Eindruck gewin-
nen, dass die dortige CDU die Bildungs-
politik eher stiefmütterlich und ohne kla-

res Konzept behandelt und sich auf frag-
würdige Deals nach dem Motto 
ćW~t©w¥§{wx¨¡y ywyw¡ b¥{ s¥¦uz¨~w÷ w{¡?

lässt. 
Die Hamburger Schullandschaft soll sich 
nach Plänen der Regierungskoalition 
nach den Sommerferien in diesem Jahr 

Quo vadis CDU? 

>> Schwarz-Y¥Ñ¡ {¡ Zs t¨¥y õ eine  
kurze Zwischenbilanz aus bildungspoliti-

scher Sicht 

Christopher Lipp 
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 grundlegend verändern. Haupt- und Re-

alschulen werden mit den Hamburger 
Gesamtschulen zu so genannten Stadt-
teilschulen zwangsvereinigt, die nichts 
anderes als Einheitsschulen mit klang-

vollem Namen sind. Die eigenständigen  
Schulprofile von Haupt- und Realschule 
gehen somit verloren und es kann nur 

noch schwer auf die unterschiedlichen 
Bedürfnisse und Anforderungen der 
Schüler eingegangen werden. Eine Lö-
sung für die bestehenden Probleme an 

den Hamburger Hauptschulen ist diese 
faktische Abschaffung des Schultyps 
sicher nicht, im Gegenteil, sie wird neue 

Probleme hervorrufen und bisherige 
Konflikte in die neue Schulform ver-
schleppen. Dieses Konzept geht aller-
dings leider auf Pläne der Hamburger 

CDU zurück und wurde von den Grünen 
zustimmend übernommen. 
Neben den Stadtteilschulen werden zu-

künftig die Hamburger Schüler nur noch 
die Möglichkeit haben ein Gymnasium 
als weiterführende Schulform zu wäh-
len. 

Mit der Ankündigung eine so genannte 
Primarschule einzuführen entfachte die 
Regierungskoalition heftige Gegenwehr 

aus der Schüler- und Lehrerschaft sowie 
bei den Eltern. Die Primarschule soll zu-
künftig die Grundschule ersetzen und 
Schüler sollen hier von Klasse eins bis 

sechs einheitlich und gemeinsam unter-
richtet werden. 
Mittlerweile hat sich die Diskussion um 

die zukünftige Schulpolitik in der Han-
sestadt zu einem kleinen Kulturkampf 
um die zukünftige Ausrichtung der 
Hamburger Schulen entwickelt. Höhe-

punkt wird dabei sicherlich der bald an-
stehende Volksentscheid über die 
Schulpolitik sein, der in seiner Art ein-

zigartig im gesamten Bundesgebiet ist. 
Die Entscheidung über die zukünftige 
Schulpolitik wird dann wohl auch eine 
Entscheidung über die Zukunft der 

schwarz-grünen Regierungskoalition 

sein. 
Bezeichnend ist, dass sich, was die Frage 
der Schulreform betrifft, in der Hambur-
ger Bürgerschaft eine große Einigkeit 

zwischen CDU, GAL, SPD und der Links-
partei zeigte. Dieses skurrile, wie auch 
bedenkliche Bündnis, hat mit dem Wi-

derstand der Bevölkerung zu kämpfen, 
v{w ¦{uz  {§ vw¥ [¡{§{s§{©w ći{¥ ª¢~~w¡ ~w¥?
¡w¡÷ xÑ¥ vs¦ h¢~}¦twywz¥w¡ w{¡yw¦w§­§ 
hat und sich zu großen Teilen aus CDU-

Anhängern zusammensetzt. 
Kern des Anstoßes ist vor allem die 
sechsjährige Primarschule, die durch län-

geres gemeinsames Lernen das individu-
elle Fördern und Fordern behindert. Es 
geht dabei jedoch nicht um Detailfragen, 
sondern um Grundsätzliches. Der Volks-

entscheid im Juli wird darüber entschei-
den, ob die Primarschule in Hamburg 
eingeführt wird und damit die Rolle des 

Gymnasiums geschwächt und zukünftig 
auf längeres gemeinsames Lernen statt 
frühzeitiger individueller Förderung ge-
setzt wird. 

Abschließend verbleibt ein getrübter Ein-
druck als Zwischenbilanz des ersten 
schwarz-grünen Bündnisses auf Landes-

ebene. Gerade in der Bildungspolitik 
zeigt die Hamburger CDU Beliebigkeit 
und verwirft bewährte Grundsätze. Ob 
das Hamburger Modell also als Vorbild 

für weitere schwarz-grüne Bündnisse auf 
Landes- und Bundesebene taugt, ist 
demnach fraglich. Letztlich sind die Ver-

irrungen in der Bildungspolitik aber nicht 
nur auf den Einfluss der Grünen zurück-
zuführen, sondern wurden stets bereit-
willig durch die Hamburger CDU unter-

stützt. 

Quo vadis CDU? 
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Von Sara Steinhardt, Mitglied im Landes-

vorstand 

 

Vom 19. bis 21. Februar 2010 fand in 
der CDU-Parteizentrale, dem Konrad-

Adenauer-Haus in Berlin, die 63. Bun-
desdelegiertenversammlung des RCDS 
statt. Der RCDS Hessen war bei dieser 
spannenden Veranstaltung natürlich 

auch dabei und war mit zehn Mitglie-
dern als Landesverband gut vertreten. 
Auf Bundesdelegiertenversammlung 

wurde sowohl der neue Bundesvorstand 
des RCDS gewählt, als auch über ver-
schiedene Anträge, darunter besonders 
der Leitantrag zum Thema Bologna-

Reform abgestimmt. 
Die BDV begann am Freitagnachmittag, 
wobei es besondere Ehre für den RCDS 

war, Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel 
als Gastrednerin zu Beginn der Veran-
staltung begrüßen zu dürfen. Frau Dr. 
Merkel hielt zunächst eine Rede zu ak-

tuellen Bildungsthe-
men und stellte sich 
sodann den Fragen 

des Plenums. Nach 
ihrem Abschied und 
einem kurzen Imbiss 
wurde zunächst der 

Bericht des schei-
denden Bundesvor-
stands, bestehend 

aus Gottfried Lude-
wig, Steffen Lieben-
dörfer und Konstan-
tin Zell, erwartet. 

Nach deren Entlas-
tung wurde auch To-
bias Kohl als schei-

dender Bundesge-
schäftsführer und 

den Mitgliedern des Politischen Beirates 

sowie der Bundesfachausschüsse ge-
dankt bevor es schließlich mit den Wah-
len des neuen Bundesvorstandes losge-
hen konnte. 

Bei der Wahl zum neuen Bundesvorsit-
zenden standen zunächst gleich vier 
Kandidaten für das Amt zur Wahl: Sebas-

tian Brewe (Bayern), Sönke Völker 
:`di;> S¡¡w ]Ñ££w¥¦ :`di; ¨¡v e§wxs¡ 
Holz (Baden-Württemberg). Nach langer 
und spannender Diskussion wurde 

schließlich bereits im 2. Wahlgang Stefan 
Holz zum Bundesvorsitzenden gewählt. 
Als Kandidat für den Bundesschatzmeis-

ter stand einzig Stephan Convent 
:fzÑ¥{¡yw¡; ­¨¥ isz~> ªw~uzw¥  {§ w{¡w  
sehr guten Wahlergebnis für dieses Amt 
gewählt wurde. Bei der Wahl zum stell-

vertretenden Bundesvorsitzenden wurde 
es noch einmal spannend, denn es stell-
ten sich Alexander Feldmann (Bremen) 

und Sebastian Brewe (Bayern) zur Wahl. 

BDV-Bericht 

>> Bericht von der Bundesdelegiertenver-
sammlung in Berlin 

Sara Steinhardt 



 | 16          RCDS Magazin 2/2010 

BDV-Bericht 

Nach einiger Diskussion wurde Sebasti-

an Brewe schließlich im dritten Wahl-
gang zum neuen Stellvertreter auf Bun-
desebene gewählt. Mit diesen drei Kan-
didaten und Philipp Kehrel (Rheinland-

Pfalz) als neuem Bundesgeschäftsführer 
ist der Bundesvorstand des RCDS nun 
für die nächsten anderthalb Jahre gut 

aufgestellt. An dieser Stelle noch einmal 
Glückwünsche an den neuen Bundes-
vorstand und auf eine gute Zusammen-
arbeit! 

 
Doch endete die Bundesdelegiertenver-
sammlung natürlich nicht Freitagnacht 

mit der Wahl des Bundesvorstandes. Da 
v{w TVh ¨¡§w¥ vw  _¢§§¢ ćT{~v¨¡y- und 
Hochschulpolitik in der globalisierten 
Welt õ Uzs¡uw¡ ¨¡v d{¦{}w¡÷ ¦§s¡v> 

ging es am Samstag hauptsächlich um 
vw¡ ^w{§s¡§¥sy ćT¢~¢y¡s }s¡¡  wz¥3÷ 

und um eine klare Stellung des RCDS 
gegenüber den jüngsten Hochschulre-
formen in Deutschland. Neben den in-
haltlichen Beratungen standen jedoch 

auch noch ein Vortrag und Diskussion 

mit dem renommierten Außenpolitik-
Experten Prof. Dr. Horst Teltschik, einem 
der Hauptakteure der deutschen Wieder-
vereinigung und stellv. Bundesvorsitzen-

den des RCDS 1965/66. Daher standen 
hier besonders die Themen 20 Jahre Wie-
dervereinigung und damit auch 20 Jahre 

gesamtdeutscher RCDS im Vordergrund. 
Am Nachmittag gab es außerdem noch 
eine von Stephan Convent geleitete Po-
v{¨ ¦v{¦}¨¦¦{¢¡ ­¨  fzw s ćTwªwy¨¡y 

und Ernährung - Prävention als Eckpfei-
ler für nachhaltige Bildungspolitik der 
l¨}¨¡x§Q÷> w{¡ fzw s  {§ vw  ¦{uz s¨uz 

der RCDS auf Grund dessen wachsender 
Wichtigkeit befassen muss. Nach weite-
ren Beratungen und einer Andacht klang 
der Abend schließlich in der Berliner Sun 

Chiller Lounge aus. Am Sonntagmorgen 
standen ein letztes Mal inhaltliche Bera-

tungen an, bevor die Versammlung mit 
einem Schlusswort des neu gewählten 
Bundesvorsitzenden und dem Deutsch-
landlied zu Ende ging. 
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>> Berichte aus den einzelnen Gruppen des 
Landesverbandes 

RCDS Uni Frankfurt e.V. 
von Martin-Benedikt Schäfer 

 

RCDS FRANKFURT legt bei Hochschul-

wahlen zu 

 
Der RCDS FRANKFURT konnte bei den 
Wahlen zum Studierendenparlament 

2% hinzugewinnen und kommt nun auf 
13,5% der Stimmen. Damit wurde der 
Aufwärtstrend der letzten Jahre fortge-
setzt und man stellt weiterhin die 

viertstärkste Fraktion im Parlament. 
(2009: 11,5%; 2008: 8,9%)  
 

ćS¨uz ªw¡¡ w{¡ ªw{§w¥w e{§­ {  e§¨bs 
knapp verfehlt wurde sind wir mit den 
Wahlergebnissen sehr zufrieden", so der 
Vorsitzende Martin-Benedikt Schäfer. 

Insbesondere bei den Wahlen zu den 
Fachschaften und den Fachbereichsrä-
ten gelangen zum Teil herausragende 

Ergebnisse. Der RCDS trat erstmals in 
den Fachschaften Wirtschaftswissen-
schaften, Geschichte/ Philosophie und 
Lehramt an und schaffte jeweils den 

Einzug. Sehr erfreulich ist das Ergebnis 
im Bereich Wirtschaftswissenschaften, 
neben dem Einzug in die Fachschaft, 

errang man dort auch alle Sitze im Fach-
bereichsrat. Ebenso ist der RCDS wieder 
in die Fachschaft Jura vertreten. 
 
Weiterhin kein AStA 

 
So erfreulich die Wahlergebnisse auch 
sind so ernüchternd ist auch die Arbeit 

im StuPa. Alle 13 dort vertretenen Frak-
tionen schafften es bisher nicht sich auf 
einen neuen AStA zu verständigen. Da-

mit besteht das Problem aus dem Jahr 

DBBK x¢¥§ ¨¡v ¡¨¡ ª{¥v vw¥ b¥¼¦{vw¡§ vw¥ 

Universität einen neuen AStA einsetzen.  
Ein Grund für das Versagen des Parla-
mentes ist die strikte Weigerung von 
Grünen und Jusos mit dem RCDS zusam-

 w¡ ­¨ s¥tw{§w¡@ ćY¥Ñ¡w¡ ¨¡v \¨¦¢¦ ­w{?
gen ein weiteres Mal, dass es Ihnen nicht 
¨  vs¦ i¢z~ vw¥ e§¨v{w¥w¡vw¡ ywz§÷> ¦¢ 

Martin-Benedikt Schäfer. Unbeeindruckt 
davon wird der RCDS FRANKFURT wei-
ter im Sinne der Studierenden handeln 
und sich in die Hochschulpolitik einbrin-

gen. 

 

RCDS Uni Gießen e.V. 
von Marvin Lee Gusen 

 

Vielfältige Aktivitäten in Gießen  

 
Während die Gruppe Gießen kurz vor 
Beginn des Wintersemesters noch auf 

der Gruppenvorsitzendenkonferenz in 
Wesseling bei Bonn Erfahrungen mit an-
deren Mitstreitern austauschte und 
Ideen für den anstehenden Wahlkampf 

sammelte, starteten wir das Semester 
 {§ vw  ¦¢ yw¡s¡¡§w¡ ć_s¥}§ vw¥ _Ìy?
~{uz}w{§w¡÷> w{¡w¥ S¥§ _w¦¦w xÑ¥ s~~w W¥¦§?

semester an der JLU Gießen. Gefolgt von 
einem Informationsabend zum Thema 
ćew«¨s~{¦{w¥§w Ywªs~§ s¡ X¥s¨w¡÷> vw¡ 
wir durch eine Kooperation mit einem 

professionellen Sicherheitstrainer anbie-
ten konnten, gelang es uns unsere Prä-
senz auf dem Campus weiter auszubau-

en. Doch auch für die traditionellen Akti-
onen, wie beispielsweise unsere Stamm-
tische und dem Verkauf unserer Rechts-
geschichte-Skripte blieb genügend 

Raum. Hierbei ist vor allem die überaus 

Aus den Gruppen 
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erfreuliche Entwicklung der Mitglieder-

zahl an der juristischen Fakultät zu nen-
nen, was sicherlich nicht zuletzt dem 
Umstand unserer neugestalteten Inter-
netseite geschuldet ist. 

 
Diese erste Phase der Mitgliederwer-
bung wurde von der zweiten des Bil-

dungsstreiks abgelöst. Effektiv bedeute-
te dieser eine über einen Monat dauern-
vw Tw¦w§­¨¡y w{¡w¦ yw¦s §w¡ Us £¨¦ù> 
mehrerer Hörsäle und die Stilllegung 

ganzer Fachbereiche. Während selbster-
nannte Revolutionsführer mehr Basis-
demokratie forderten und die erhebli-

chen Missstände der Bologna-
Umsetzung zur Verfolgung ihrer sozia-
listischen Utopien instrumentalisierten, 
wurde als inhaltliche Forderung die so 

yw¡s¡¡§w ćY{wÙw¡w¥ W¥}~¼¥¨¡y÷ ©w¥st?
schiedet. Wenngleich sie viele real exis-
tierende Probleme aufgreift, bietet sie 

leider keine Lösungsvorschläge an. Bei-
spielsweise sind Forderungen nach ei-
ner Abschaffung von Zulassungsbe-
schränkungen bei gleichzeitiger Verbes-

serung der Dozenten-Studenten-Quote 
schlichtweg ein Ausdruck unüberlegten 
Wunschdenkens. Zum Leidwesen des 

AStAs, der den Bildungsstreik immerhin 
federführend organisierte und aus den 
Kassen der Studentenschaft finanzierte, 
wurde die Protestbewegung zuneh-

mend zu einem unkontrollierten Selbst-
läufer, der Gießen einige Demonstrati-
onszüge durch die Stadt bescherte. Erst 

zum Beginn der Winterferien zogen die 
letzten Besetzer aus den Hörsälen und 
deuteten bereits das Wahlkampfthema 
Nummer eins an. 

 
Kaum im neuen Jahr angekommen, lief 
dieser schon auf Hochtouren und brach-

te viele neue Listen hervor, die im Streik 
verwurzelt waren. So zerstritten alle Lis-
ten untereinander und vor allem mit 
dem AStA waren, herrschte jedoch 

schnell Einigkeit, wenn es um den RCDS 

ging. Ein StuPa-Antrag auf das Ende der 
Besetzungen und die stetige Mahnung 
die Probleme sachlich anzugehen und 
nicht für Fundamentalkritik und populis-

tische Ideologien zu missbrauchen, stieß 
auf wenig Gegenliebe und führte zu ei-
ner wahren Materialschlacht. Das geziel-

te  E insammeln  a l le r  RCDS-
Wahlkampfmittel und das konsequente 
Überkleben unserer Plakate ließ bereits 
den Ausgang der Wahl erahnen. Wäh-

¥w¡v g¡{Y¥Ñ¡ s~¦ w{¡­{yw ćs~§w÷ ^{¦§w 
nicht an Stimmen einbüßte, mussten alle 
anderen Verluste hinnehmen. Wenn-

gleich die Wahl die bisher stärkste und 
astatragende Fraktion der Jusos ein sat-
tes Minus von 15-%-Punkten bescherte, 
verlor auch der RCDS einen Sitz im StuPa 

und belegt nun mehr zwei von insgesamt 
31 Sitzen. 
 

Vom Wahlkampf erholt, fokussierten wir 
alsbald die Mitgliederwerbung und wa-
ren bei einigen Uni-Partys, Veranstaltun-
gen der Konrad-Adenauer-Stiftung und 

auch beim Semesterabschlusskonzert 
des Universitätsorchesters präsent. Ne-
ben der aktiven Teilnahme an der Jahres-

tagung unseres Ehemaligenvereins 
(RCDA) und Bundesdelegiertenver-
sammlung in Berlin, rundete eine Veran-
staltung des Landesverbandes im Gieße-

ner Bootshaus unsere Aktivitäten ab. 
Dort referierte der Parlamentarische 
Staatssekretär des Bundesministeriums 

für Bildung und Forschung, Dr. Helge 
Braun MdB, über Angebote und Möglich-
keiten zur Studienfinanzierung. 
 

RCDS FH Rhein-Main 
von Thomas Klein 

 
Schwerpunkte ěRCDS-Stichwort -Infoę 

und ěBildungsstreiksę  

 
Im Oktober 2009 erschien mit einem Infor-

Aus den Gruppen 
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m a t i o n s p a p i e r  z u m  T h e m a 

ćS¨¦~s¡v¦¦§¨v{¨ ÷ vw¥ ¦wuz¦§w fw{~ vw¥ 
dw{zw ćdUVe e§{uzª¢¥§-[¡x¢÷@ Vw¥ v¥{§§w 

Teil, der sich im Juni 2009 mit den soge-
nannten Bildungsstreiks befasste, wurde 
im November 2009 im Zuge der zweiten 

Streikwelle neu ausgehängt. Mitte De-
zember 2009 erschien zu diesem Thema 

außerdem ein vierseitiges Positionspapier 
vw¥ Y¥¨££w ­¨  ćT{~v¨¡y¦¦§¥w{}÷> {¡ vw  
der Gruppenvorsitzende Thomas Klein 

Stellung zur Situation nahm und auch alle 
Gruppenbeschlüsse der Jahre 2007-2009 

einbezog. 
 
Kontakte zum Landesvorstand und Per-

sonelles 

 
Die Gruppe war bei allen relevanten 

RCDS-Veranstaltungen der letzten Mona-
te vertreten. Zu nennen sind neben einer 
Internetschulung für die Homepage vor 

allem das Weihnachtsseminar des RCDS 
Hessen sowie die RCDS-Westkonferenz.  

 
Das langjährige Gruppenvorstandsmit-
glied Alexander Hennrich konnte im De-

zember 2009 durch den RCDS FH Rhein-
Main und mit Unterstützung des Landes-

verbandes für das Stipendienprogramm 
der CDU Hessen (Nachwuchsförderpro-
gramm) nominiert werden. Wir wünschen 

ihm viel Erfolg! 
 

Ende Januar 2010 wurde der frühere 
Gruppenvorsitzende Oliver Merk, aktuell 
noch Schatzmeister der Gruppe, nach 

Finnland verabschiedet, wo er aus berufli-
chen Gründen eineinhalb Jahre verbrin-

gen wird. Der Gruppenvorstand hofft auf 
viele neue Eindrücke, wünscht Oliver ei-
nen guten Aufenthalt und begrüßt es, 

dass er der Gruppe in den nächsten Mo-
naten noch beratend zur Seite stehen will.  

 

RCDS FH Gi-Friedberg 
von Debora Ramona Rieser 
Seit einem guten dreiviertel Jahr gibt es 

an der FH Gießen-Friedberg einen RCDS, 

wir sind eine kleine schlagfertige Gruppe. 

Anfangs hatten wir kleine schnell erreich-
bare Ziele, die mit einem Schaukasten an-

gefangen haben. An einem ehemals linken 
Standort, später mehr dazu, braucht man 
ja einen Ort an dem man seine Informatio-

nen sicher aufhängen kann. Den Schaukas-
ten hatten wir, dank unseres FH Vizepräsi-

denten ohne größere Probleme erhalten 
und dann konnten die Hochschulwahlen 
auch kommen.  

Bei denen wir zur Wahl zum Studentenpar-
lament (StuPa) und Senat angetreten sind. 

Bei beiden Wahlen haben für die erste 
Wahl ein gutes Ergebnis erzieht. Mit einem 
Sitz im Senat und zwei im StuPa kann man 

zwar meist nicht viel bewirken / verän-
dern, aber es kam anders. Wir wurden von 

zwei Hochschullisten (Die Gießen-
Friedberger, Multi-Kultis GI-Fb) gefragt, 
ob wir nicht mit den AStA stellen wollen, 

um in der Geschäftsstelle Gießen den AS-
tA unter der Führung der Demokratischen 

Linken und den Jusos zustürzen. Dem 
konnten wir uns selbstverständlich nur 
anschließen, so dass wir seit dem 21. Janu-

ar 2010 mit den AStA stellen und als einzi-
ge Hochschule in Hessen keinen Linken 

AStA mehr haben. Durch die Aufgaben die 
uns übertragen wurden, kommt jetzt viel 
Arbeit auf uns zu, diese übernehmen wir 

im AStA und StuPa-Präsidium zum Wohle 
unserer Kommilitonen gerne. Durch unse-

re Intension gibt es, jetzt erstmal seit der 
Gründung von StudiumPlus im Wetzlar 
2001 auch einen AStA Vertreter an diesem 

Studienort. Außerdem Öffentlichkeitsrefe-
renten für Wetzlar stellen wir einen StuPa-

Vizepräsidenten, den stellvertr. AStA-
Vorsitz, zwei Referate in Gießen und das 
stellvertr. Hochschulpolitikreferat in Fried-

berg. Dass uns eine solche Menge an Auf-
gaben übertragen wurde zeigt, wie inten-

siv wir im Wahlkampf gearbeitet haben 
und anderen Hochschullisten unsere Kom-
petenz erkannt haben. Wir wünschen uns 

für die Zukunft, dass es stetig weiter geht 
und wir noch weitere Erfolge erzielen kön-

nen. 

Aus den Gruppen 




